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Politischer Bericht für die Woche vom 27.01. – 30.01.2004
Liebe Genossinnen und Genossen,

am vergangenen Samstag hat der Verwaltungsrat der Bundesagentur für Arbeit Florian Gerster das Vertrauen entzogen. Wolfgang Clement hat angesichts der Deutlichkeit dieses Ergebnisses sofort die Entscheidung zur Neubesetzung getroffen. Jetzt muss der Verwaltungsrat Vorschläge für die Nachfolge machen. Das ist die Situation. 

Als Florian Gerster für das Amt berufen wurde, stand die damalige Bundesanstalt vor einem großen Scherbenhaufen. Jedem war klar, so, wie bisher, konnte es nicht weitergehen. Klare Veränderungen waren unvermeidlich und zwar zügig. Damals gab es noch keine Agenda 2010. Es gab auch noch keine Hartzgesetze und vieles von dem, was wir jetzt auf den Weg gebracht hatten, war damals noch nicht vorstellbar. Florian Gerster hat all diese Prozesse, die unserm Hauptziel, dem Abbau der Arbeitslosigkeit, gelten, mit großem Engagement unterstützt. Während wir an den Gesetzen feilten, hat Florian Gerster mit der Modernisierung der BA und mit der Umsetzung unserer Gesetze zu tun gehabt. Er hat auf schwierigem Terrain Weichen gestellt und manches erreicht. Dafür will ich mich ausdrücklich bei Florian Gerster bedanken. 

Die Merzens und die Blau-gelben wollen jetzt die Bundesagentur zerschlagen. Den über vier Millionen Arbeitslosen wollen sie zurufen: „Schaut selbst, wie ihr zurecht kommt“. Merz will, dass Arbeitslose sich privat versichern. Solidarität mit denen, die diese Solidarität brauchen, ist denen fremd. 

Wir wissen: Die Bundesagentur für Arbeit bleibt eine der wichtigsten Baustellen im Land.

Der Prozess ist in vollem Gang und zeigt die ersten Erfolge. Jetzt darf es keine Pause geben und schon gar keinen Rückmarsch. Der Arbeitsmarkt bleibt eine der großen Herausforderungen für die Politik und für die Gesellschaft insgesamt. Und die Bundesagentur hat eine Schlüsselstellung bei dieser Aufgabe.

Innovation und Fortschritt

Wir haben das Jahr 2004 begonnen, indem wir uns ein klares Schwerpunktthema gesetzt haben: Innovationen für Deutschland. Viele haben diese Debatte aufgenommen. In Deutschlands Medien wird wieder diskutiert über die Qualität von Bildung und Forschung. Auch über gesellschaftliche Innovationen. 

In der Fraktion haben wir zwei Projektbereiche eingerichtet, die ihre Arbeit aufgenommen haben. Wir werden den Stand der Arbeiten in unseren Fraktionssitzungen ansprechen und wie geplant Anfang März Zwischenberichte vorlegen. Wir führen Debatten im Plenum dazu und gehen an die Umsetzung. Die Konkurrenz hat sichtbar Probleme mit diesem Thema. Statt über Fortschrittskonzepte für unser Land zu reden, reden sie darüber, den Spitzensteuersatz weiter zu senken und damit den Handlungsmöglichkeiten des Staates weiteren Boden zu entziehen.

Wir müssen in diesen Tagen und Wochen aufpassen, dass wir uns nicht von unserem Thema abbringen lassen. Gestern hat Edelgard Bulmahn einen Kongreß zu diesem Thema durchgeführt. Gerhard Schröder hat dort die Entschlossenheit unterstrichen, Innovationen anzustreben. Es kommt etwas in Bewegung in diesem Land und wir werden es weiter vorantreiben.

Aktion Hausputz

Aber: Zu viele Dinge lenken von unseren Hauptthemen ab. Das müssen wir abstellen. 

Stichwort Gesundheitsreform: Klar ist, für Beamte und für die MdBs, die nicht in der gesetzlichen Krankenkasse sind, wird die Praxisgebühr in gleicher Weise gelten wie für alle anderen gesetzlich Versicherten! Meldungen über Untergrenzen und Ausnahmen für Pensionäre mit kleineren Renten sind falsch. Wir haben die wirkungsgleiche Behandlung eingefordert und nun wird sie umgesetzt. 

Die Gesundheitsreform wurde gemeinsam mit CDU/CSU auf den Weg gebracht. Ein schwieriger Kompromiss. Änderungen an dem Gesetzestext kommen nicht in Frage. Da, wo unterhalb von gesetz​lichen Änderungen etwas vernünftiger gehandhabt werden kann, werden wir darauf dringen. 

Probleme, wie Chroniker-Regelung und Fahrtkostenerstattung sind jetzt geklärt. Ulla Schmidt hat den Druck auf die Selbstverwaltung verschärft und sie in die Pflicht genommen. Es hätte einfacher gehen können ...

Stichwort Bodenreform: Für einiges an Verunsicherung hat in den vergangenen Tagen das Urteil des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte in Straßburg bezüglich der Erben von Begünstigten der DDR-Bodenreform gesorgt. Viele Menschen sind betroffen. Das ist keine Sache, die wir auf die leichte Schulter nehmen können. Die Bundesregierung wird das Urteil sehr genau prüfen und dann entscheiden, was zu tun ist. Meine Bitte ist, jetzt nicht mit irgendwelchen Vorschlägen für weitere Verunsicherung zu sorgen. Wer konkrete Fragen hat, sollte sich an Hans-Joachim Hacker wenden.

Kommission zur Modernisierung der bundesstaatlichen Ordnung

Vergangene Woche kam die Kommission zu einer zweitägigen Klausur zusammen. Mein Eindruck ist, dass das Thema konkreter wird, die Arbeit zielstrebiger. Ich bin guter Dinge, dass wir in diesem Jahr etwas Gutes auf den Weg bringen können. Was auch immer wir im GG verändern wollen: Wir werden eine Zwei-Drittel-Mehrheit dazu brauchen. Daran wird klar, dass Vorfestlegungen und mangelnde Bereitschaft sich auf andere Vorschläge einzulassen, nicht helfen werden. Im April wird sich das Präsidium in einer gemeinsamen Sitzung mit den Ministerpräsidenten der A-Seite länger mit dem Thema befassen. Wir werden dann auch einen Gedankenaustausch in der Fraktion suchen.

Steuerpolitik von CDU/CSU: Absurdes Theater

Das Vorgehen von CDU/CSU in Sachen Steuerpolitik ist an Scheinheiligkeit und Absurdität nicht zu überbieten. Erst sollten 24 Milliarden € entlastet werden. Nein 15, sagt Stoiber, dann gar nichts mehr, sagt Merkel, dann wieder 10, so das Ergebnis der Krisensitzung von CDU/CSU. 

Man hat sich geeinigt, heisst es aus den Parteizentralen. Aber sie haben sich nur darauf geeinigt, sich am 7. März darauf zu einigen, dass sie nichts konkretes tun. Wenn CDU/CSU Mumm haben, sollen sie ein Gesetz in den Bundesrat einbringen und eine Mehrheit dafür organisieren. Mit ganz konkreten Entscheidungen! Es gab ausreichend Gelegenheit für CDU und CSU dem von uns vorgeschlagenem Abbau von Subventionen zuzustimmen. Das Ergebnis ist bekannt. Die Union hat der Mut verlassen, bei der Pendlerpauschale, bei der Eigenheimzulage, bei den Subventionen für den landwirtschaftlichen Bereich. Das Muster ist inzwischen bekannt. Sonntags blasen sie die Backen auf, 

und im Vermittlungsausschuss bekommen sie kalte Füße. Zur Erinnerung: Wir wären ein gutes Stück weiter, wenn die Union am 9. April im damaligen VA-Verfahren das getan hätte, was sie heute lauthals fordert. Den radikalen Abbau von Steuersubventionen. Damals konnte mit großer Mühe nur ein Minimalkonsens erreicht werden. Allein den Kommunen entgehen durch die engstirnige Haltung der Union im VA bis 2006 rd. 6 Mrd. Euro.

Unsere Steuerpolitik ist klar. Und dass seit dem wir 1998 an die Regierung gekommen sind. Massive Entlastungen haben wir bereits durchgesetzt. Vereinfachungen des Steuersystems suchen wir kontinuierlich. Hans Eichel ist da auf gutem Weg. 

Nächstes Jahr sinken die Steuersätze erneut. Der Spitzensteuersatz liegt dann bei 42%. Ein weitere Senkung der Steuersätze wird es mit uns nicht geben. Wir wollen Fortschritt und Innovationen im Land fördern. Wir wollen für eine gute Infrastruktur und für Chancengerechtigkeit in Deutschland sorgen. Das kostet Geld. Politiker wie Merz und Westerwelle wollen keinen schlanken Staat, sie wollen einen kranken Staat. 

Mit freundlichen Grüßen

Franz Müntefering

Anlage: Indikatoren

